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Streſemanns Bericht
Der Reichsaußenminiſter Dr. Streſemann iſt mit derratiſche ſchen Abordnung aus Genf zurückgekehrt und hat

Reichepräſidenten über die dort gepflogenen Ver
rigen Mi lungen Bericht erſtattet. Ein Vortrag im Kabinett und
tages hat Ausſprache im auswärtigen Ausſchuß des Reichs
iſchen Prſe dürften ſich in wenigen Tagen anſchließen. Sehr
iſchen Abe eulich ſind die Ergebniſſe dieſer Ratstagung nicht. Er
ſ Weit h wurde für Deutſchland ſehr wenig Daraus darf
er Vorſtän emann kein Vorwurf gemacht werden, denn die
baren dieſe war ſo denkbar ungünſtig wie nur irgend möglich.
tei, Recht uns eigentlich am tiefſten berührenden Fragen konn
der er die überhaupt nicht zur Erörterung kommen, weil ſie von

Miherein ausſichtslos waren. Wenige Wochen vor den
izöſiſchen Wahlen, deren Ausgang angeſichts der wieder
enden Zerſplilterung der Linken noch völlig unüber

ags, NYüch ſind, hatte es keinen Sinn gehabt, auf die Rhein
tei in zaſſhräumung einzugehen. Das wußte man auch, ehe die
ltſchaft ber ferenz in Genf begann. So blieb nur übrig, was auf
after Veſi Tagesordnung ſelbſt ſtand. Und hier muß man, ſchon
s ſchloß ſ ſpaärere Enttäuſchungen zu vermeiden, feſtſtellen, daß
zeordneter Dinge nicht nach unſeren Wünſchen gelaufen ſind. Bei
e eine ſten ſeltſamen Zurückhaltung der Engländer ſtanden wir

Fragen, die man nicht verhindern ſoll.

Die Jnveſtigation
der ſudiſt zuerſt machte der Beſchluß des Rates in der un

leidet en Waffenaffaire keinen ſchlechten Eindruck. Die
e de e Inveſtigation war vermieden worden, weil England
e alten ſich heftig gegen ſie ſträubten und Deutſchland
in n M ihnliche Haltung einahm. Beſchloſſen wurde nur die

endung einer Kommiſ, ion, alſo nur eine Art kleiner
eſtigation. Bei näherem Zuſehen aber wird man ſagen

ſen, daß auch das bedenklich genug iſt. Der Rat kanna rzeit eine ſolche miitariſtiſche Unterſuchung anordnen.
e ge Einſchränkung, daß der angeklafte Staat zuſtimmen
olge des

dbelenntnis zu gelten haben. Sie wird daher ſelten
ug erfolgen. Es iſt nun alſo der erſte Fall eingetreten,
4 der Völkerbund von ſeinem Rechte Gebrauch macht.
leine Apparat, der jetzt erforderlich iſt, läßt ſich

leicht in Tätigkeit ſetzen. Man kann alſo von Genf
ſehr raſch einmal auf Anklagen hin eine militäriſche
ſüchung anordnen. Der einzige Vorteil, der erreicht
n iſt, beruht darauf, daß die Kommiſſion aus Neu
beſteht und nicht aus jedem ſtark militäriſch zu

mengeſetzten Grenium, indem die Entente vorherrſcht,
das auf Grund des Jnveſtigationsprogrammes ſeiner

ins Leben gerufen wurde. An ſich kann man natürlich
Wölkerbunde zubilligen, daß er nicht nur das Recht,

wenig beſagen, denn die Ablehnung würde als

n mit

Heuchelei, wenn der Völkerbund kleine Verfehlungen
det, während er die großen ungerügt läßt. Der große
beſteht daran, daß von Abrüſtung überhaupt keine

für die iſt, obwohl auch ſie einen Teil der Friedensverträge
ſet. Solange man in Genf nicht den Mut aufbringt,

iſt. S Fragen ernſtlich in Angriff zu nehmen, wirkt es
idezu herausfordernd, wenn man ſich über einige Ma
ſengewehre entrüſtet. Die kleine Jnveſtigation iſt ein

n Kres Unrecht, weil man wieder einmal beweiſt, daß
d ieden Anlaß benutzt, die Beſiegten des Weltkrieges

ng kontrollieren, während man vor dem waffenſtarrenden
idge er rei und ſeinen Bundesgenoſſen ängſtlich die Fahne

ſehen Die regionalen Verträge
aſſet Viel ſchlimmer noch iſt der Sieg der franzöſiſchen

e in der Frage der regionalen Verträge. Deutſchland
ſich mit Recht dagegen energiſch gewandt, iſt aber

damit nicht durchgedrungen. Dieſe Beſtimmungen
v war erſt in erſter Leſung erledigt, aber es beſteht

Man zu geringe Hoffnung, in der zweiten Leſung, die im Juni
ufton enden ſoll, Aenderungen herbeizuführen. Ueber die

tung darf man ſich nicht täuſchen. Briand hat im
lichen erreicht, daß ſeine Abmachung mit Jugo

a eme en der Tſchechoſlowakei, Polen und Rumänien damit
Vor gung erfahren haben Selbſtoerſtändlich fehlt die

Der el micht, daß ſie ſich gegen Dritte nicht richten dürfen

Streiks, höhere Gewalt und Betriebsſtörung entbinden den Verlag von der
Verlag Verein der Deutſchen Demokratiſchen Partei,
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Die Ergebniſſe von Genf

zur Debatte geſtellt werden. Und hier drohen

Mitteldeutſches Wochenblatt für Freiheit u Vaterland

Praktiſchen Wert hat dieſe Einſchränkung nicht. Kein Ver
trag richtet ſich offen gegen Dritte Das Wort Ta le ands,
daß die Sprache nur dazu da ſei, die Gedanken zu verber
gen, iſt die Patin all ſolcher Uebereinkommen. Sie ſind
immer defenſiv, wenigſtens nach dem Terxt. Jn Wirklichkeit
bedeuten ſie aber eine Bedrohung der Nachbarn. Es kommt
lediglich darauf an, wie man ſie in der Stunde der
Not auslegt. Und da kann nicht der mindeſte Zweiſel
darüber herrſchen, daß ſie offenſiv gemeint ſind. Frank
reich ſchloß ſie, um Deutſchland niederzuhalten. Später
auch mit der Front gegen Jtalien und Ungarn Schon
daraus geht hervor, welchem Zweck ſie dienen. Aber das iſt
nicht das Einzige. Jn dem Beſchluß iſt auch die Be
ſtimmung eingeſchloſſen, daß der Rat auf Anlaß einer
Partei die Vermittlung für weitere ſolche regionale Ver

träge in die Hand nehmen kann. Die deutſche Forde
rung, daß die Zuſtimmung beider vorliegen muß, wurde
abgelehnt. Das beſagt für unſeren Fall, daß eines Tages,
und wir müſſen damit beſtimmt rechnen, die Polen an
den Rat herantreten werden, um ein Oſt Locarno zu
fordern. Es bedarf dazu ſehr großer Geſchicklichkeit, um
dieſe Gefahren abzubiegen ohne wieder in den Ruf des
Friedensſtörers zu gelangen. Ein ſolches Oſt- Locarno iſt
aber für uns einfach untragbar. Wir denken garnicht daran,
den Polen unſere Grenzen zu garantieren. Auf die An
wendung von Waffengewalt haben wir ohnedies 1925
verzichtet. Darüber hinauszugehen liegt für uns nicht der
mindeſte Anlaß vor. Wir dürfen uns jedoch nicht darüber
täuſchen, daß man in der Welt für unſere Haltung wenig
Verſtändnis hat. Die übrigen Völker ſehen hier nur eine
Kriegsgefahr, die ſie beſeitigt haben wollen, wobei es
ihnen gleichgiltig iſt, wer i Koſten bezahlt Dapurch
kommen wir in das Hintertreffen, denn wir ſind in
dieſem Falle die Agreſſiven, die eine Aenderung be
ſtehender Zuſtände herbeiführen müſſen. Daß der Karridor
eine Unmöglichkeit iſt, gibt man zwar zu, aber die Wunde
ſchmerzt nur den, der ſie trägt Wir haben alle Urſache,
oieſer Entwicklung mit ernſter Sorge entgegen zu ſehen.

Die Vollmachten des Ratspräſidenten
In Genf herrſcht das Beſtreben, die Rechte des Rats

präſidenten zu erweilern. Wie weit ſich das ausdehnen wird,
kann man heute nicht ſagen, aber ſchon jetzt wird klar,
daß eine ſolche Machtbefugnis nicht unbedenklich iſt. Wir
haLen ja unſere Erfahrungen Schon bei der Abſtimmung in

Oberſchleſien zeigte ſich, wie gering die Kenntniſſe deutſcher
Verhältniſſe ſind. Die Europäer kennen häufig genug nur
ihr eigenes Land. Von den Vertretern anderer Erdteile
kann man noch weni er Einfühlung in fremdes Weſen ver
langen. Das hat der Bra ilianer als Vorſitzender damals
geh eigt. Wie haben ſeitdem einen Chineſen und dann einen
Vertreter SüdAmerikas als Ratsvorſitzenden gehabt Jhnen
iſt Eurvpa genau ſo unbekannt, wie uns der ferne Oſten
oder Laein Amerika. Hier beſtehen ernſte Gefahren. Man
braucht ſich nur darüber klar zu ſein, daß faſt all dieſe
Prä identen Geſandte ihrer Staaten in Paris ſind, und ſich
dem franzöſiſchen Einfluß nicht entziehen können, wie ja
überhaupt ein großer Teil der Ratsmitglieder an der
Seine diplomatiſch tälig iſt. Jn Wirklichkeit würde alſo
nicht der Ralsvor i ende, ſondern der Quai d'Orſay darüber
entſcheiden, was im Einzelfalle zu geſchehen hätte.

Der Fall Phoebus
Die Denkſchrift über dieſe unerquickliche Angelegen

heit iſt nunmehr in der Faſſung, die der Reichsſparkom
mi ſar Sämiſch in Verbindung mit dem Reichswehrmini-
ſte ium gemein am hergeſtellt hat, veröffentlicht worden. Der
Ei d u war peinlich genug. Verluſte, die ſich noch nicht
üle ſchätzen la ſen, aber an 20 Millionen herankommen,
ſind dem Reſch durch das eigenmächtige Vorgehen des Kapi
tän Lohmann entſtanden. Noch liegt über Vielem
ein dich er Schl ier, aLder ſchon jetzt iſt man erſchroclen
ülee die Ausdehnung der Geſchäfſe, die in leichtfertigſter
Wei e eingelei et worden ſind. Offenſichtlich hat man zu
nächſt ſich nur an Unternehmungen beteiligt, die einen
Zuſammenhang mit der Marine hatten, und für die Loh
mann wie e ne F eunde ein gewiſſes fachmänniſches Ver
ſtändnis aufbringen konnten. Nachdem dann aber wider
Erwacten Ve luſte ein ra en, hat man verſucht, dieſe Ein
Lußen durch andee Be eiligun en wett zu machen, wobei
man immer tieſer in den Sumpf hineingeriet und ſchließlich
ſich in wilde Speluſg iovnen reclor. Woran es lag, daß
die es Trei er Jahre hindurch dauern konnte, iſt aus der
Tentſch t nicht zu erkennen. Wir nehmen an, daß eine
gewiſſe Zurückhaltung der Regierung bei der Erörterung
aus ve ſchiedenen Erlünden geso en war, die man achten
muß und auf die wir deshalb auch nicht eingehen wollen.

Haftung für Verzögerung und Entſchädigung

Aneutungen, die in die Oefſentlichkeit gedrungen ſind,
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geren ſchon einen Fingerzeig. Es erſcheint aber ausge
ſchlo ſen, daß Lohmann tatſächlich immer in voller Seloſt
ſtän i eit gehandele hat. Jn dem Bericht wird davon ge
ſp ohen, daß er hin und wieder Berater hinzuzog. Das
macht ſtötzig. denn ſchleß ich müſſen ſich dieſe Beamten
der Ma i e auch erkundigt haken, worum es eigentlich ging.
Es nä e ehr merkwürdig, wenn ſie die gewünſchte Aus
kunft immer nur gezeden und niemals eine Frage geſtellt
haLen ſollen. Wir haben Grund zu der Annahme, daß
hter unſer noch ſehr böſe Enthüllungen warten. Namen
werden bereits genannt. Wir wollen vorläufig abwarten,
glau en aber, daß eine Aufklärung nicht ausbleiben wird.
Das Schickſal Geßlers iſt dabei tragiſch, denn all ſeine Be
ſtrebungen, ein Vertrauensverhältnis mit den leitenden Offi
zie en herbeizuführen, denen er manches Opfer gebracht hat,
ſind vergeblich geweſen. Herr Gröner ſteht vor der un
dankba en Aufgabe, hier rück ichtelos durchgreiſen zu müſſen,
vhne ſchon jetzt die Zuſammenhänge völlig überſehen zu
können. Aber das Intereſſe der Nation erfordert, daß hier
jede Rück icht beiſei.e gelaſſen wird, auch wenn eine völlige
Umgeſtaltung unſerer Wehrmacht herbeigeführt werden muß.

Die Bauernrevolten
Die Not der Landwirtſchaft iſt von niemandem ernſtlich

beſtritten worden. Der Kapilalmangel, die drückenden Steu
ern, die uns durch den Verſailler Vertrag aufgezwungen
ſind, und nicht zuletzt die Mißernte des vergangenen Jahres
haben die Rentabilität der Landwirtſchaft völlig in Frage
geſtellt. Die Gründe liegen klar zu Tage. Es kommt hin
zu, daß in vielen Betrieben eine beängſtigende Rückſtändig
keit herrſcht. Die Maſchinen ſind entweder veraltet oder
fehlen gänzlich Hilfsmiltel, wie ſie von den Deutſchnatio
nalen vorgeſchlagen werden, Erhöhung der Zölle und Ab
droßlung der Einfuhr haben gar keinen Sinn. Sie würden
nur eine Verteuerung der Lebenshaltung zur Folge haben,
alſo die Kaufkraft des deutſchen Volkes, die an ſich ſchon
gering iſt, weiter vermindern und die Preiſe für landwirt
ſchaftliche Ge. äte unerſchwinglich machen. Ganz hoffnungslos
wäre dabei die Lage der Viehzucht, die auf ausländiſche
Futtermittel angewieſen iſt. So ſehr wir die Verzweif
lung der Bauern verſtehen, ſo wenig ſind die Drohungen
mit Sleuerverweigerungen und die Ausſchreitungen zu recht
fertigen, die ſich in letzter Zeit häufig genug ereignet haben.
Damit wird überhaupt nichts erreicht. Die Zerſtörung von
Finanzämtern kann nur ſchweren Schaden ſtiften, ohne
jemandem zu nützen. Sehr eigenartig berührt die häufig
von der Polizei gemachte Feſtſtellung, daß die Tumul
tuanten gar nicht Bauern, ſondern Landarbeiter und Guts
angeſtellte ſind. Ein Blick in die deutſchnationale Preſſe
zeigt, wem wir dieſe Verhetzung zu verdanken haben. Und
dabei wird das Deutſche Reich von einem Kabinett regiert,
in dem die Deutſchnationalen das Uebergewicht haben. Man
kann daraus ermeſſen, wie dieſe ganze Revolte aufgezogen
werden würde, wenn etwa eine Linksregierung am Ruder
wäre. Es handelt ſich um eine verwerfliche Wahlmache,
die jedoch vorausſichtlich ihren Urhebern keine Freude be
reiten wird. Jn der Bauernſchaft dämmert es, und die Los
lö ung vom Großgrundbe itz, der immer nur an ſich gedacht
hat, und niemals das Intereſſe der kleineren und mittleren
Bet iebe wahrnahm, hat mit erfreulicher Schärfe eingeſetzt.
Es iſt zu hofſen, daß ſchon bei den nächſten Wahlen die
Bauernſchaft ſich auf ihren eigenen Vorteil beſinnt und den
Deutſchna ionaken in erheblichem Ausmaß den Rücken kehrt

Die Gründung der chriſtlich nationalen Bauernpartei unter
Führung des bisher vollsparteilichen Abgeordneten Hepp iſt
ein Schritt auf dem Wege. Die eigentliche Zukunft aber liegt
in der Verbindung des Deutſchen und des Bayertſchen
Bauernbundes, die Republikaner ſind, und der Linken er
heblich näher ſtehen.

Richard Mahy.
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lichen Angriffe gegen den Abgeordneten KochWeſer, der

Zum Fall Lohmann
Vergebliche Verdrehungs und VBerdächtigungs-

verſuche der Rechlspreſſe.
Die Preſſe der Rechten mit Recht beſorgt über den

Eindruck, die die ſkrupelloſe Verwirtſchaftung ſtagtlicher
Gelder im Reichswehrminiſterium, auf die Oeffentlichkeit
machen muß, bemüht ſich, einen Teil der Verantwortung ab
zuwälzen, Einmal vedet ſie gefliſſentlich nur von der Phoe
hus-Affäre, obgleich auf das Konto der Phoebus- Geſellſchaft
nur etwa ein Drittel aller verwirtſchaäfteten Gelder kommen
und die anderen Geſchäfte der Seetransportabteilung poli
Hiſch weſentlich intereſſanter und im Falle der Bacon Geſell
ſchaft z. B. für die Rechte beſonders unerfreulich ſind
Dann verſucht die Rechtspreſſe, den ehemaligen Reichs
finanzminiſter Dr. Reinhold mit der Verantwortung für
die Phoebus Affäre zu belaſten, obgleich Dr. Reinhold von
Dr. Geßler zu gemeinſamer Unterſchrift aufgefordert, ledig
lich drei Millionen Mark, alſo einen kleinen Teil der Ge
ſamtſumme, gegen gute Sicherheiten, die großenteils wieder
eingetrieben werden konnten, kreditierte Wäre Lohmann
bei ſeinen ſpäteren Unternehmungen von ſeinen vorgeſetz
ten Stellen in gehöriger Weiſe, ſo wie es Miniſter Reinhold
vorauszuſetzen mußte, beauſſichtigt worden, ſo hätte dem
Reich hier überhaupt nicht der geringſte Schaden entſtehen

können
Die Rechtspreſſe geht nun auch zu unerhörten

Verdächtigungen gegen den Vorſitzenden der Deutſchen
Demokratiſchen Partei, Reichsminiſter a D. Koch Weſer
über Wie es um dieſen Verleumdungsfeldzug ſteht, wird
am beſten geklärt durch einen Brief, den Abgeordneter
Koch-Weſer an den „Hannoverſchen Kurjer“ gerichtet hat,
und der wie ſolgt lautet:

„An die Schriftleitung
des Hannoverſchen Kuriers Hannover

Jch erſuche Sie um Aufnahme folgender Berich
tigung zu Jhrem Artikel „Ende der Woche Phoebus
Bericht in Nr. 114 vom 8. März 1928.

Das nach Jhrer Mitteilung angeblich um
laufende Gerücht“, daß irgendwelche Verträge in der
Phoebus Angelegenheit in meinem Büro bearbeitet
ſeien, iſt unwahr. Jch bin niemals als Rechtsanwalt
in der Phoebus Angelegenheit oder für Herrn Lohmann
tälig geweſen, wie mir überhaupt irgendwelche direk
ten oder indirekten finanziellen oder wirtſchaftlichen
Vorteile aus den Geſchäften der Phoebus A.G. nie
mals zugefloſſen ſind. Uebrigens habe ich auch einen
mier wie anderen Parlamentariern angebotenen
Sitz im Aufſichtsrat der Phoebus A.G. abgelehnt.

2. Es iſt unwahr, daß ich Herrn Geßler im
Sinne der Lohmannſchen Pläne „überredet“ habe.
Jch habe mit Herrn Geßler vor ſeiner Bürgſchaſts
übernahme über die Angelegenheit überhaupt nicht
geſprochen. Jch habe Herrn Lohmann, als er mich

unter Ueberreichung einer Denkſchriſt über ſeine na
Konglen und republikaniſchen Filmoläne aufſuchte,

Reichsfinanzminiſter verwieſen und dieſem
ipfang Lohmanns zur Prüfung der Ange

legen anheimgegeben, ohne auf die ſachliche Er
tedigung Einfluß zu üben.

In vorzüglicher Hochachtung
gez. KochWeſer.

Draus ergibt ſich die Ungeheuerlichkeit der häß-

lediglich in einer Weiſe, die im parlamentariſchen Leben
allgemein üblich und korrekt iſt, eine Angelegenheit, die
durchzuprüfen und zu entſcheiden er weder zuſtändig noch
in der Lage war, an die zuſtändige Stelle weitergeleitet
hat.

Sie Behauptungen der Rechtspreſſe, die die Ver
antwortung von ſich abſchieben und wenigſtens einen Teil

davon den Demokraten zuſchieben inöchten, ſind alſo ſämt
lich erfunden Sie ſind ebenſo unwahr wie die in Umlauf
geſetzte Behauptung, Kapitän Lohmann ſei organi ierter
Demokrat geweſen. Es wird unter ſeinen Kameraden re
aktionärere Leute geben als ihn, der unter Umſtänden
auch zu republikaniſchen Filmplänen bereit war die ge
fährliche Romantik ſeiner außenpolitiſchen Einſtellung
ſtammt jedenfalls nicht aus ſeiner demokratiſchen, ſondern
aus einer ſehr rechts gerichteten Vorſtellungswelt. Loh
mann iſt nie Demokrat geweſen, und hat der Partei auch

nie nake reden.Jm übrigen raten wir der Rechtspreſſe, die Veröf
fentlichung des Berichtes abzuwarten. Sie wird an dieſem
Bericht keine Freude erleben

Muſſolini und die Deutſchen
in Südtirol

Von Dr. Külz, Reichsminiſter a- D.
Die Welt, und auch Herr Muſſolint, werden ſich daran

gewöhnen müſſen, daß gerade im neuen deutſchen Reiche
das deutſche Volk nicht mit fataliſtiſchem Gleichmut zu
ſchaut, wenn Angehörige des deutſchen Volkes auf einem
außerhalb der Reichsgrenzen liegenden deutſchen Siede
lungs und Küulturboden in ihrem Deutſchtum bedrückt und
bedrängt werden. Fremde Staatszugehörigkeit hebt deutſche
Volkszugehörigkeit nicht auf. Deswegen ſind die
Deutſchen Südtirols genau ſo als Angehörige des deutſchen
Volkes zu betrachten, wie wir; wer gegen ſie vorgeht, geht
gegen das deutſche Volk in ſeiner Geſamtheit vor.

Wem es noch hätte zweiſelhaft ſein können daß es in
Südtirol tatſächlich auf die volkstummäßige Vevnichtung
des Deutſchtums abgeſehen iſt, dem würde es die letzte
Rede Muſſolinis mit grauſamer Deutlichkeit offenbart
haben. Es iſt mehr als naiv, wenn der Diktator Jtaliens
glaubt, „gute Beziehungen zu Deutſchland unterhalten,
gleichzeitig aber deutſche Volksteile unterdrücken zu können.
Seine Rede richtet ſich im Wortlaut gegen Oeſterveich,
dem Jnhalte nach gegen das ganze deutſche Volk und
gegen die primärſten Gebote der Menſchheit. Für ein
Kulturvolk hätte es nicht der Verpfändung des Königs
wortes bedurft, mit dem Viktor Emanuel ſeiner Zeit

ums und ihrer Kultur verſprach Menſchen und die
Menſchheitsrechte zu reſpektieren, iſt für jeden geſitteten
Menſchen ſelbſtverſtändliches Gebot Es wäre ein unge
heurer Nürſchlag in die Zeiten der vorziviliſatoriſchen
Entwicklung, wenn das Recht auf die Mutterſprache und
den ſeeliſchen Gehalt des eigenen Volkstums in der Welt
nicht mehr als ein Naturrecht gewürdigt werden ſollte

Der italieniſche Staat kann verlangen, daß auch ſeine
deutſchſtämmigen Bewohner loyale Staatsbürger Italiens
ſind, aber er kann weder verlangen noch erreichen, daß
auf Kommando der deutſche Menſch zum italieniſchen
Menſchen wird.

Wie Herr Muſſolint das Wort ſeines Königs beiſeite
ſchiebt, ſo glaubt er auch den Völkerbund in dieſer Frage
ausſchalten zu können. Formell ſind im Völkerbundpakt
und in den nachfolgenden Verträgen den ſogenannten
Siegerſtaaten Bindungen wegen des Minderheitenſchutzes
nicht auferlegt worden, aber doch nur deswegen nicht,
weil eben dieſer Schutz unter ihnen als eine Selbſtverſtänd
lichkeit empfunden wurde. Es iſt eine der ſtärkſten Brüs
kierungen des Völkerbundes, die ſich denken laſſen, wenn
Mufſſolini ſagt, der Völkerbund werde, wenn er ſich in
die Verſtrickung des Minderheitenproblems hineinbegebe,
ſich aus dieſem Labyrinth nicht wieder herausfinden. Der
Völkerbund hat nicht nur eine formelle, ſondern auch eine
moraliſche Zuſtändigkeit und moraliſche Pflichten. Es gibt
kein ziviliſiertes Volk in der Welt, das den Raub am ma
teriellen Eigentum nicht verdammte, es darf auf der Welt
güch keinen Staat geben, der, ohne vor der Weltöffentlich
keit gebrandmarkt zu ſein, ungehindert Raub begehen
dürfte am ſeeliſchen Gehalt und am Volkstum ſeiner na
lionalen Minderheiten. Herr Muſſolini wird ſich über
zeugen müſſen, daß es unmöglich iſt, durch Bedrückung
des Deutſchtums etwas anderes zu erreichen als den nun
doppelt zähen Willen zur Erhaltung der deutſchen Art
und die millionenfaltige Anteilnahme des deutſchen Vol
kes an dem Schickſal der bedrückten Volksgenoſſen

Der Altersaufban
der deutſchen Bevölkerung

Nach den jetzt vorliegenden Ergebniſſen der Volkszäh
lung 1925 über die Gliederung der Bevölkerung nach
dem Alter zeigt ſich, daß der Altersaufbau des deutſchen
Volkes in den lehten Jahren weſentlich unter dem
Einfluß des Krieges eine ganz andere Entwiklung ge
nommen hat, als es vor dem Kriege der Fall war. Jn
den letzten Jahrzehnten hatte die abſolute Zahl der Ge
Zburten ſtändig zugenommen und dauernd den Unterbau
der Alter pyramide verbreitert; das Sinken der Gebur
tenziſſfern begann erſt in den letzten Jahren vor dem
Kriege und übte noch keinen großen Einfluß auf das
Geſamtbild aus. Ganz anders wurde es durch den Krieg
und ſeine Folgen. Der außerordentlich große Geburten
ausfall der Kriegsjahre und der Geburtenrückgang der
Nachkriegszeit ſowie die Verluſte an wehrfähigen Män
nern haben die Alterszuſammenſetzung grundlegend ver
ändert, und werden ihre Wirkung auch in den nächſten
Jahr ehnten noch zeigen. Vor en
Ausfall mit dem Alter der von ihm betroſſfenen Jahr
gänge ſich auf den verſchiedenſten Gebieten des wirt
ſchaftlichen und kulturellen Lebens bemerkbar machen. So
iſt B. der Einfluß auf die Schülerzahl bereits heute
vorhanden; die Lehr ing?zahl wird etwa vom Jahre 1930
ab durch den Geburtenausfall beeinträchtigt werden und
in etwa 10 Jahren wird durch einen Rüdlgang der Zahl
der Eheſchließenden der Bau und Wohnungsmarkt beein

flußt werden.Welche Unterſchiede in der Zuſammen etzung der Be
völkerung nach dem Alter ſich bei der Zählung von 1925
im Vergleich zu derjenigen von 1910 hrausgeſtellt haben,
mögen folgende Zahlen andeuten:, die Altersklaſſen unter
15 Jahren zählten 1925 16 072 103 Seelen, 1910
(9 583 729; die Altersklaſſen von 15 bis zu 65 Jahren

in 1925 42 744 309 gegen 35 352 931 in 1910; die Al
tersklaſſen von 65 Jahren und darüber 1925 3 594 207
gegen 2861 767 in 1910. Beſonders bemerkenswert iſt
das Ueberwiegen der weiblichen Bevölkerung über die
männliche in den mittleren Jahren, d. h. in den Alters
klaſſen, deren männlicher Teil durch die Verluſte auf den
Schlachtſeldern dezimiert wurde.

Die verſchiedenartigen Veränderungen in der Stärke
der einzelnen Jahrgänge haben ſelbſtverſtändlich das zahlen
mäßige Verhältnis der einzelnen Altersgruppen zueinander

verſchoben: wir haben heute mehr Erwachſene und we

33,9 v. H. der Reichsbevölkerung unter 15 Jahr alt,
bei der Zählung von 1925 dagegen nur noch 25,7 v. H.

Die vereitelte Schiebung
Die Geſchichte des Deutſchnationalen Verſuchs, mit

Hilfe des ſterbenden Reichskabinetts der Rechtskoalition
noch eine größere Anzahl bewährter Parteifreunde in
guten Beamkenpoſitionen unterzubringen oder bereits unter
gebrachte in beſſere zu befördern, iſt kurz aber lehrreich
Sie begann mit der harmloſen Ankündigung, daß man
in den Rahmen des Notprogramms auch eine Neuregelung
der Perſonalverhältniſſe einzufügen beab ichlige. Die Preſſe
der Oppoſition ſchlug ſofort Lärm, und in das Bemühen
der Deutſchnationalen, die Harmloſigkeit ihrer Abſichten
darzutun, platzte die Rede des Zentrumsführers von
Guerard bei der erſten allgemeinen Ausſprache über das
Rotprogramm, in der er für ſeine Fraktion die Zuſtim
mung zu einem Perſonalſchub nachdrücklich verweigerte.
Zu dieſer Haltung war das Zentrum ſelbſtverſtändlich nicht
durch den Widerſpruch der Oppoſitionsparteien geführt wor
den, ſondern durch die Rückſicht auf die Verhältniſſe
in der eigenen Partei, wo die Auseinanderſetzung zwiſchen
dem gewerkſchaftlichen und dem rechten Flügel ſich in
ſehr ſcharfer Weiſe auch um Beamtenfragen gedreht hatten,
und wo man aus dieſer Diskuſſion an leitender Stelte
gelernt und ſofort begriffen hatte, was man nicht tun
dürfe So hat das Zentrum in dieſer Angelegenheit von
vornherein eine Zurückhaltung den Beförderungs- und Be

Shr altem wird der Seburten

niger Kinder als vor dem Kriege Jm Jahre 1910 waren

t

gerade die Eigenart dieſer Um ihrer geſchickten und
herzigen Perſonalpolitik willen viel bewunderten un
neideten Partei iſt. Und die Deutſchnationalen habe
ſchließlich geſügt. Der Umſchwung iſt bei ihnen,
lich wenigſtens ſehr plötzlich gekommen. Jm
pon 24 Stunden haben ſie zuerſt verkünden laſ
mit dem Notprogramm der einen Beſtandt il vo
Aufgaben bildende Entwurf über die Neureglun
Perſonalfragen fertiggeſtellt und auf dem Wege
Parlament ſei, um dann, allerdings weſentlich beſt
Und kleinlauter, mitzuteilen, daß man auf größere
ſonalveränderungen verzichtet habe angeſichts der Mög
keit daß es dabei zu Meinungsverſchiedenheiten zwiſ
den bisherigen Koalitionsparteien kommen könnte. Se
hat bei die em Umſchwung und Rückzug die ſchonen
berührt mit der die Deutſchnationale Publiziſtik da
tkrum behandelte. Trotzdem jedem, der die En
der Dinge verſolgt hat, der Guerardſche Vorſtoß t der be
Zuſtimmung, die er in dem größeren Teil der Zen t eltgeltet
hreſſe gefunden hat, deutlich in der Erinnerung war n der
hauptet man auf deutſchnationaler Seite, das Zentr n ſagen,
nur bedenklich geworden, weil es mit der Möglichkeit ein ne er hal
Widerſtandes gegen die Perſonalpläne von der Se a ionae
Deutſchen Volkepartei her habe rechnen müſſen. Nicht di ſerbe Kri
Zentrum alſo, ſondern die Deutſche Volkspartei, wird dam Jhe ha
als der ſchuldige Teil an dem Scheitern des ſchö haſten
Planes hingeſtellt, und das deutſchnativna e Beſtreben ge Juge b
offenbar darauf hin, ebenſo wie in dem Schulkonfl e Aufga
in dieſer Frage es mit dem Zentrum nicht zu v In Parlan
ſondern ſolange und ſoweit als irgend möglich die t Eue P
tkrumspartei in der Front gegen die Deutſche Volkspar e San
an der Seite der Deutſchnationalen zu halten. Auch d n du ſt
wieder eine verdiente Quittung für die Bereitwill ne
der Deutſchen Volkspartei, ſich zu der Recht-koalilion h ne on

ugeben enſchenDemokratiſche Kritik nd Wahlan der Poſtverwaltung t f
Der Haushaltsausſchuß des Reichstages erledi e Wert auf

Haushalt des Reich poſtminiſteriums. Abgeordneter wieder
Steglitz (Dem.) verwies bei der Beratung dieſes vor 50
auf die Wirkung der Portoerhöhung, welche beſo geſtellte
im Verkehr mit Oeſterreich zu merkwürdigen Diff Euch en
geführt habe. Er wünſchte die Einführung des hihiben en
pakets, widerſerach aber einer Erhöhung des Paketport die
Bezüglich der Wenigſprecher wünſchte der genan in Cure
geordnete eine Ermäßigung des Fernſprechtariſs die Takti
wandte ſich gegen die ungerechtfertigte Belaſtung du
Leitungslängenzuſchläge. Die durchgeführte Portberhöhr Natior

und die abwartende Haltung gegenüber den Gebühr den einem
ermäßigungen für Wenigſprecher ſei die Folge einer f ſen wird de

ſchen Finanzpolitik. Der Fundus der Reichspoſt habe un ſgrieben:
Wirkung des Poſtfinanzgeſetzes ſich um nahezu ein vichim vor
arde Mark verbeſ ert. Die Mittel hierfür ſeien überwiegee ſeichska

aus den Betriebsüberſchüſſen genommen, anſtatt ſunowo
nach wirtſchaftlichen Grundſätzen durch Anlei en
wurden. Man ſolle ſich nicht ſcheuen, auch auf
landsmarkt zu gehen und es treffe nicht Zu
landsanleihen nicht zu erreichen wären. Die i
Jahren aufgenommenen Auslandsanlkeihebeträ
das Gegenteil. Es ſei kaufmänniſcher Grundſatz
kel für werbende Anlagen Höch tens zu 40 5 aus Bet et inf e
überſchüſſen, zu 60 Prozent aber aus Anleihen zu dec nng bede
Die dadurch frei werdenden Betriebsüberſchüſſe könn ſig hge
dann zur Senkung der Tarife verwendet und ſo der W werden
ſchaft zugute kommen. Es ſei nur ein geringer Troſt, wurden.
der Poſtminiſter darauf verweiſe, daß die Portoerhöhun Kanten
keiner Erhöhung des Geſamtinder geführt hätte. Es h ſten
delte ſich nicht um eine Stabitiſterung des gegenwär e deut
IJndex, ſondern um eine Herabſetzung. Damit wü dir nig
nicht nur der Allgemeinheit, ſondern auch h net
Perſonal gedient. Jn dieſem Zuſammenhang ſei es dar ler W
auch nicht verſtändlich, warum die Ueberweiſung an
Reich um 30 Millionen Mark erhöht ſei. Beſonders t

terſprac
eel nicht weil der Poſtimniſter eine Einſchränkung e

Ausgaben für die weitere Automatiſierung des Fernſpr hſhland
dienſtes für notwendig erklärt habe. Die Finanzpol hen
der Reichspoſt laufe auf eine indirekte Beſteuerung ſehg h
Wirtſchaft und des Verkehrs hinaus. Es ſei wohl h
notwendig, zu einer Reviſion des Reichspoſtfinanzgeſe h
zu kommen, um dem Reichstag größeren Einfluß
das Finanzgebaren der Reichspoſt zu verſchaffen.

Bezüglich des Funkweſens wünſchte der Abgeordi
Schuldt die Schaffung eines Antennenrechtes und die R
ung der Rechtsverhältniſſe, die infolge Störung Dri Pol
auf die Funkeinrichtungen zum Gegenſtand der Exrörter
und materiellen Entſchädigung der Poſt geführt hät hte Geſe:
Zu den Perſonalverhältniſſen forderte Abgeordn n.
Schuldt, daß die Reichspoſt die Folgerung der 0 der De
ſchließung des Reichstages zum Beſoldungsgeſetzes ü n Rei
nehme und durchführe. Er wünſchte die Aufrechterhalt ein gef
des Berufsbeamkentums und Schonung des Per ſonals be üngi
genüber der um ſich greifenden Rationaliſierung nächſt
Worte und Taten bei den Landbündle e

Zu der lebhaften und vor den bedenklichſten Mit belrät
nicht zurücſchreckenden Agitation, die der Landbun hre ſind
Wochen draußen im Lande zur Verhetzung der Landw hörden
eibt, ſtand die Leere des Reichstages beſonder auf ungen
rechten Seite bei der neulichen Beratung des Etats ewirt
Ernährungsminiſteriums in bemerkenswertem Gegenſatz n
in München erſcheinende „Neue freie Volksgeitung dieſe
bauernbündleriſches Organ, macht auf dieſe Tatſache u R
merkſam, indem ſie ſchreibt: i ße

Die auf den Publikumstribünen erſchienenen Berb h n
ter mußten ſich doch wohl ihre eigenen Gedanken ma be
beſonders wenn ſie ſich einmal die Reihen der Deu
nationalen, zu dem die Landbündler gehören, anſa
dort befanden ſich während der Rede des Landwirtſche i Wo

miniſters Schiele, alſo ihres eigenen Parteifreunde rf

ſprach, waren noch nicht einmal 25 Deutſchnationale

Saal Es hat im Laufe der Debatte große n

in einer Thronrede den Deutſchen die Achtung ihres Volks
rufungsplänen gegenüber an den Tag gelegt, die ſonſt nicht

gegeben, während deren noch nicht einmal anf h



e
m un onale Abgeordnete auf den Bänken ſaßen Zugehört hat

onalen ß M dann keiner Jeder hatte eine eigene Beſchäftigung,
e ihne b man unlerhielt ſich! So ſieht in Wahrheit das Inter
n n tiſſer Kreiſe für die Not der Landwirtſchaft aus! Hier
ne e hier Taten! Worte in Fülle und Ueberfülte, aber

In es daran geht, Talen zu zeigen, dann verflüchtigen ſich
Reihen Wer es noch nicht gewußt haben ſoll e, daß

n e Landbund e ne ſkrupelloſe demagogi ſche Agitation mit
nllih 9 Man ith unbeſtreitbaren und auch unbeſtriktenen Notlage

t beſhe Landwir ſchaft bekreibt, und daß er zu dieſem ein gut
ſeiner Anhän er geradezu mißbraucht, der hätte es
Mäie en Reichs agsſtunden erfahren

d utſchnationale über diedie ſ 5n Deutſchnationale Volkspartei
die Eith In Gewiſſen dem Agan einer Gruppe rechts

Vorſtoß i neer Deutſch arionaler, findet man einen Artikel, der
il der den ichts der bevorſtehenden Reichstagswahlen die Hal
nnerung i es einzelnen Partelen von links bis rechts ſch ildert,
das Fent zwar in der Einkleidung, daß die „Parteiloſen“ den
Mögliche ſagen, warum ſie nicht ihre (der Parketloſen)

on der S e er halten können. Dabei erfährt die eigene
müſſen I nationale Partei ſei ens des „Geiſſens“ eine auſ
hart win n herbe Kritik Den Deutſchnationalen wird da zu
tern de en Ihr habt Eure große Stunde in den letz. en 10
ae Beſte en berpaßt wie die Sozialiſten ihren großen geſchicht

ſtrebe e SSchulkonfh Auge blick in der Revolution Jhr haot Eure ge
iche Aufgare der nakiona en Oppo iion verkannt und

ein Partamenkarismus verſal.en, wie die anderen
aht Euſe Parei un kionäre wie die anderen die Ver
aller Stände t d in Eurer Parei, um S.immen zu
en Jhe ſtimmt ab, wer Miniſter werden ſoll; laßt
ſten regieren, die von vorgeſtern ſind; Jhr ſeio Tag
lene Politiker; Jhr ſeld Knech.e des Syſtems, keineen nenſchen Ihr ſeid führerlos und ideenlos, Jhr
nach Wahlparolen, um mehr Mandate zu erringeit,

ert auf die Auswahl zu legen, daß Deutſchland
et auf Eure Sprecher hört, die den konſervativen
eder zu Ehren führen ſollen, den Eure Vor

vor 50 Jahren verraten haben. Jhr habt die

icht zu de

möglich d

utſche Volln

halten. Aſ

e Heteitn

echtskoaliſn

erwaltn
ges erledich

eordneter e

ung dieſe

welche beſt ſtellte ſuchende Jugend enttäuſcht, weil Sozig
digen R us Euch ein Schlagwort geblieben iſt. Jhr habt die
rung de iven enttäuſcht, weil Jhr liberal ſeid und ohne
des Poket e Jhr hast die Jugend enttäuſcht, weil Jhr die

er in Eüren Reihen nicht wollt, ſondern die Rou-
e Taktiker, die Gewählten

er genannte

nſprechtau

Belaſtung

te vo „National“ bis zum Geldbeutel
r den Gehll einem Angehörigen der deutſchen Minderheiten

Folge eine

chspoſt hab

ahezu eine

ſeien übervi

anſtatt da

nlci en bei

en wird der „Voſſiſchen Zeitung“ (Poſt- Ausgabe Nr.
chrieben:

achim von Bethmann Hollweg, ein Vetter des ehe
eichskanzlers, hat ſeine in Polen liegende Be
nowo in einer Größe von etwa 25 000 Morgen

e Bank Rolny verkan

r d bis J5 auf ded b
a den ie Bank Rolny wird die Be

beträge be n und mindeſtens 400 polundſaß d imilien dort anſiedeln. Rechnet man eine Familie

dennleihen t
Herſchüſſe

fünf Köpfen, ſo wird ſich das Nationgalitätenver
janz bedeutend verſchieben.

abgeſehen davon, aber muß dieſer Verkauf
und ſo der werden, da durch ihn hundert deutſche Fami, en
inger of burden. Sämtliche deutſchen Adminiſtratoren, Ver
Portoethth amten, Förſter und Landarbeiter können ſich
rt hätte. ihren Unterhalt ſuchen. Das wird nicht leicht
des gegen Einige deutſche Schulen werden eingehen, und ſo zieht

Den r durch nichts als Gewinnſucht moti ierte Verkauf
dern a nige entlaſſene Lehrer ins Unglück. Die Kinder der
ang ſei er werden polniſche Schulen beſuchen müſſen und
erweiſung a itterſprache allmählich verlernen.

Beſondet was intereſſiert das Herrn von Bethmann Holl
Ein chränli ſtreicht ſeine 9 Millionen Zloty ein und zieht

chland. Möglich, daß er hier auch noch Verdrän
n beantragt! Gibt er doch in der deutſchen

olens bekannt, daß er zu dem Verkauf gezwungen

ig des et
Die ginn

Veſteuer

Es ſei wo i da er keine Kredite erhalten konnte. Jn
zpoſtfi hatten ihm deutſche Banken wie auch die
ren in önnh“, die das ganze Objekt zuerſt nicht kaufen
T chaffen rlehen angeboten.

t 1

d der Er

der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ erfährt, werden
erun in Reichsverkehrsminiſterium Unterhandlungen mit
unge ern geführt, um eine Vereinhei lichung der Haft

rot Unglücks äl, en von Verkehrsfahrzeugen zu er
des e ünächſt ſoll eine Vereinheitlichung des materie len
ſierung igeſt ebt werden, das bisher in den einzelnen Zän
an och beträchttich auseinandergeht. Vor etwa einem
enklich Jahr ſind Anfragen an die Länder in dieſer Frage
er La worden. Wenn die Berichte vorliegen, ſoll nach
n ndlungen mit den Jntereſſentenrerbänden auf die
ſeſon kingewirkt werden, um eine einheitliche Geſetzgebung
ig de

tem

polks

ieſe

glenenen jedeihen werden, da zunächſt einmal weſen der ganzen

de die Vereinheitlichung des Rechtes angeſtrebt

et
ge

reund nter außerordentlicher Anteilnahme der Profeſſoren
ar e ten der Univerſität Warſchau hielt Profeſſor
eördn llpach S bekanntlich Dozent an der Heidelberger

je ät am letzten Freitag in der Hauptſtadt Polens
utſch aſtbortrag über „Die Entſtehung des National-
n In ſeinem mit lebhaftem Beifall aufgenem-
na rtrag wies er zum Schluß darauf hin, daß die

Das Reich hat dieſe Beſtrebungen nach Möglichkeit unter

deutſche und die polniſche Nation unter allen abendlän-
diſchen die wechſelvollſte Geſchichte und die größte Schwie
rigleit, ſich als na l iongale Einheit zu finden, gehabt hätten
Mehr als dieſe Aehnlichkeit geſchichtlichen Schickſals und
hie Nachbarſchaft der räumlichen Lage kann die Wiſſen
ſchaft nicht feſtſtellen. Mit voller Objektivität an ſolche
Tatſachen zu erinnern, iſt die Aufgabe der Wiſſenſchaft
politiſche Urteile ſtehen ihr nicht zu. In ſeiner Begrü
ßungeanſprache hatte der Dekan der humaniſtiſchen Falultät
vorher darauf aufmerkſam gemacht, daß Profeſſor Hellpach
als eſter den ſcher Celehr er einge aden ſei, in der Aula der
Warſchauer Unt er t ät einen deutſchen Vortrag zu halten.

S Am Abend we le Peofeſſor Hellpach im Kreiſe der deut
ſchen Studierenden der Univer ität Warſchau (gegen 50 an
der Zahl), wobei er in einer Anſprache darauf hinwies, daß
die Entwicklung einer germanvſlawiſchen Kulturgemein-
ſchaft eine der Vorausſetzungen für das künftige Leben
Europas ſei.
Die Stadt erord etenwahl in Potsdam

Am letzten Sonntag ſind in Pot dam durch einen
Zufall wählt dieſe Stadt an einem geſonderten Termin,
nicht mit den übrigen preußiſchen Gemeinden zuſammen
die Stadtverordneten neu gewählt worden. Das Reſultat
war ein fühlbarer Rückgang der Deutſchnationalen Volks
partei, die 600 Wähler und 3 Mandate einbüßte, und
eine ganz außerordentliche Zunahme der Sozialdemokratie,
die gegen die Wahl von 1924 6500 Stimmen und 9
Mandate gewann. Bei den Mittelparteien gab es einen
verhältnismäßig geringen Stimmenrückgang (je 200 bei der
Volkspartei und bei den Demokraten), der bei den De
mokraten ausſchließlich auf die Aufſtellung eines beſon
deren bodenreſormeriſchen Kandidaten zurückzuführen iſt.
Auch die Kommuniſten haben Verluſte erlitken und zwar
um etwa 700 Stimmen. Der Hauptzewinner i a ſo die
Sozialdemokratie, der Hauptverlierer die Deutſchnationale
Volkspartei. Zu den vielen Beweiſen, die bei den Landes
und Kommunalwahlen des letzten halben Jahres den Zer
fall der Deutſchnationalen Vo kspartei dartun, iſt nun alſo
ein weiterer gekreten, deshalb beſonders blamabel für die
Rechte, weil ſie gerade Potsdam von jeher als ihre eigenſte
Domäne betrachtet hat.

Beamtenfragen
Die deu ſhnationagle Partei gegen die Beamtenfortbildung.

Bekanntlich iſt die deutſche Beamtenſchaft ſeit Jahren
beſtrebt, das durch die prakli ſche Dienſterfahrung und die
behördliche Auebildung gewonnene Wiſſen den geſteigerten
Forderungen der Jetztzeit entſprechend zu vertiefen. Sie
hät deswegen in zahlreichen Orten BeamtenVerwaltungs
akademien ins Leben gerufen, wo den ſtrebſamen Beamten
Gelegenheit zur Weiterbildung gegeben iſt Jm Jahre 1926
beſtanden 26 Lehrſtätten, ſie haben ſich im Laufe des Jahres
1927 auf 50 erhöht, ein Beweis, wie ſtark der Wille in

Der VBeamtenſchaft lebendig iſt, ihr Wiſſen zu erweitern

ſtüht. Jm Jahre 1926 waren 200 000 und im Jahre 1927
300 000 Mark für dieſe Zwetke bewilligt. Jn Anbetracht
der Stetigkeit der Bildungsbeſtrebungen beantragten da
her die demokratiſchen Abgeordneten SchuldtSteglitz und
KochWeſer mit Unterſtützung ihrer Fraktion, den Be
trag für die von den Berufsvereinigungen geſchaffenen
Fortbildungseinrichkungen von 300 000 Mark auf 500 000
Mark zu erhöhen. Jm Haushaltsausſchuß wurde der An
trag leider abgelehnt. Dagegen ſtimmten die Deutſchnatio
nalen, die Deutſche Volkspartei und das Zentrum Ebenſo
würde ein Antrag der genannten Abgeordneten abgelehnt,
zur Ausbildung von Beamten, die in Beamtenverretun
gen berufen werden, 10 000 Mark zu bewilligen. Die Ab
lehnung die er verhältnismäßig geringen Mehrbeträge ſteht
in merkwürdigem Widerſpruch zu den Ausführungen des
Zentrumsvertreters, welcher die Bildungsbeſtrebungen der
Beamtenſchaft nachdrücklichſt zu unterſtützen verſprach

Deutſchnationale und Zentrum gegen die Beamlinnen.
Zu dem Etat des Reichsminiſteriums des Innern

beantragten im Haushaltsgusſchuß des Reichstages die
demokratiſchen Abgeordneten Frau Dr. Lüders und Koch
Weſer eine Entſchließung, än der die Reichsregierung
erſucht wird, die bei Reichsbehörden beſchäftigken weib
lichen Angeſtellten, wie es bei der Reich bahn, Reichspoſt
und anderen Behörden hereits geſchehen iſt, in das plan

währleiſtet wird.

dem Vollsganzen zuſammenſfaßt und für alle Gebiete
Deutſchlands Aerztekammern vorſieht; 2. dem Reichstag eine
Denkſchrift über die Lage des Aerzteſtandes und etwaige
weitere Maßnahmen zur Abhilſe der in die em Beruf ent
ſtandenen beſonde en Schwierigkei en vorzulegen

Die er Ankrag wurde abgelehnt

Anträge und Entſchließungen
der Demokraten

um Etat des Reiſchkinnenminierinms.
Bei der Beratung des Haushalts des Reichsinnen

miniſteriums im Aus ſchuß haben die Vertreter der Deut
ſchen Demokratiſchen Partei eine Anzahl von bedeutſamen
Anträgen und Entſchließungen eingebracht, von denen hier
die nachfolgenden hervorgehoben ſeien

Anträge
Dr. Külz: I. Jm Kapitel 2 Tit. 39 den Anſatz um

250000 RM auf 500000 RM zu erhöhen 2. aus den
zu 1. erhöhten Haushaltsmitteln iſt das Volkshochſchul
we en insde onde e der Reſchsverband deutſcher Volkshoch
ſchüten, durch Reichszuſchüſſe zu ünterſtützen.

KöchWeſer, Schuldt. Den Beitrag für die von den
Berufsve einigungen der Beamtenſchaft geſchaſfenen Fort
bildungseinrichtungen von 300 000 RM auf 500 000 RM
zu erhöhen

Schuldt, Koch Weſer: Jm Kapitel 2 einen neuen Tit
54 b einzufügen mit folgender Zweckbeſtimmung: Zur Aus
bildung von Beamten, die in Beamtenvertrelungen berufen
werden, 10000 RM.

Koch-Weſer. Jm Kapitel 2 einen neuen Tit 60
einzufügen: Zur Behebung der Junglehrernot 6 000 000
Reichsmark.

Dr. Külz 1. Jm Kapitel E 18 Tit. 5 den Anſatz um
300 000 RM auf 3 300 000 RM zu erhöhen; 2. aus den
zu l erhöhten Haushaltsmitteln wird der für die Stu
dienſtiftung des deutſchen Volkes bisher gewährte Reichs
zuſchuß weiter gewährt.

Bartſchat, Koch Weſer, Frau Dr. Lüders: Jm Kapitel
E 18 folgende neue Titel einzufügen: Einmalige Bei
hilfe für Oſtpreußen, Oberſchleſten, Niederſchleſien, Grenz
mar Po enWeſtpreußen, Regierungsbezirt Koslin, ſowie
des Gren)gebie es Schleswig-Holſtein und des Regierungs
bezirks FrankfurtOder 18 Millionen RM. Beihilfe
für die beorängten weſtlichen Grenzgebiee des Reiches, ins
beſon ere zur Erhaltung ihrer Wirtſchaft 6000 000 RM.

Dr. Külz (in Verbindung mit den übrigen Frak
tionen): Jm Kap. E 18 folgenden neuen Tit einzufügen:
Zuſchuß zu der Jnternationalen Preſſeausſtellung in Köln
1928 „Preſſa“ 250000 Reichsmark

Entſchließungen.
(Sämtlich unter dem Namen des Abg. Koch Weſer

Die Reichsregierung zu erſuchen, dem Reichstag init
möglichſter Beſchleunigung ein Geſetz (Rahmengeſetz) vor
zulegen, wodurch den nationalen Minderheiten innerhalb
des Deutſchen Reiches ein ſelbſtändiges Kulturleben ge

Die Reichsregierung zu erſuchen, eine Kr n
für Reichsbeamte zu errichten und einen entſprechend
Geſesentwurf dem Reichstag alsbald vorzulegen.

Die Reichsregierung zu erſuchen, mit größter Be
ſchleunigung einen Geſetzentwurf vorzulegen, nach welchem
eine Külturabgabe eingeſührt wird, die von den auf öffent
lichen Auktionen erzielten Verkaufserlöſen von Werken der
bildenden Kunſt erhoben und zur Linderung der Notlage
der bildenden Künſtler Deutſchlands verwendet wird

Die Reichsregierung zu er uchen, entſprechend dem Be
ſchluß des Reichstages vom 6. Aprril 1927, ihm baldigſt
einen Geſetzentwurf vorzulegen, der für alle Deutſchen
an Stelle der Staatsangehörigkeiten eine deutſche Reichs
angehsrigkeit ſetzt.

Die Reichsregierung zu erſuchen, dem Reichstag als
bald die Vorlage einer Reichsſtädteordnung und einer
Reichslandgemeindeordnung zu machen, um im ganzen
Reich einheitliche und gut gegliederte Selbſtverwaltungs
körper zu ſchaffen.

Die Reichsregierung zu erſuchen, I. unverzüglich in
Verhandlungen mit dem preußiſchen Staatsminiſterium
einzutreken, um die älsbaldige Durchführung des Vor
ſchlages des preußiſchen Staatsminiſteriums herbeizuführen,
der die Organtſation des des preußiſchen Oberverwaltungs
gerichts für den Aufbau des in der Verfaſſung vorge
ſehenen Reichsverwaltungsgerichts zur Verfügung ſtellen

mäßige Beamtenverhältnis zu überführen und die hier
für erforderlichen Planſtellen im Haushalt 1928 bereit
zuſtellen. Dieſer Antrag wurde angenommen. Bemerkens-
werterweiſe ſtimmten aber gegen den Antrag die Deutſch
nationalen und das Zentrum, ein weiterer Beweis dafür,
wie wenig dieſe Parteien zu wirken gewillt ſind. Sie rufen:
„Die Frauen gehören ins Haus“, obwohl ihnen die Tat
ſache nicht unbekannt iſt, daß infolge des mörderlichen
Krieges ein ſtarker Frauenüberſchuß in Deutſchland vor
handen iſt, der es mindeſtens während einer Generation
ausſchließt, daß alle Frauen eine Ehe eingehen und ſo
mit dem Ruf zur Hauswirtſchaft folgen können.
Es iſt aber typiſch für die genannten Parteien, ſich den
Tatſachen gegenüber die Augen zu verſchließen und mit
alten längſt abgegriffenen Schlagworten zu operieren. Tie
aufmerkſame und weitblickende Frau der Gegenwart wied
ſich von ſolchen Reden aber nicht beirren laſſen und bei
der Wahl wiſſen, wo ihre Freunde ſind.

Aus der Mbeit
der demokratiſchen Reichstagsfrabtion

Keine Reichsärzteordnung.
Jm Haushaltsausſchuß des Reichstages wurde zum

Haushalt des Reichsminiſteriums des Jnnern von der de
mykratiſchen Reichstagsfraktion folgender Antrag einge
bracht: „Der Reichstag wolle beſchließen, folgende Entſchlie
ßung anzunehmen Die Reichsregierung zu erſuchen: 1.
dem Reichs ag eine Reichsärztererordnung vorzulegen, welche
in möglichſter Loslöſung des Aerzteweſens von der Ge

uns das preußiſche Oberverwaltungsgericht zugunſten des
Reichsverwaltungsgerichts auflöſen will; 2. Jn Verhand
lungen mit den Regierungen der anderen deutſchen Länder
einzutreten mit dem Ziele, deren Zuſtimmung zum Ueber
gang der Geſchäfte der höchſten Verwaltungsgerichte der
Län er auf das Reichsverwaltungsgericht herbeizuführen.

Den Reichsminiſter des Jnnern zu erſuchen, unver
züglich gemäß Art. 18 der Reichsverfaſſung Maßnahmen
in die Wege zu leiten, um zur Herbeiführung der wirt
ſchaftlichen und kulturellen Höchſtleiſtung des Volkes gemäß
Art. 18 Abſ. I der Reichsverfaſſung die zahlreichen in
Deutſchland vorhandenen Einſchlußgebiete (Enklaven) bald
möglichſt vverſchwinden zu laſſen.

Die Reichsregierung zu erſuchen, mit allem Nach
druck auf die Länder dahin einzuwirken daß die über
flüſſigen und koſtſpieligen Geſandt chaſten der Länder unter
einander aufgehoben werden, und über das Ergebnis
dem Reichstag Bericht zu erſtatten.

Parteinachrichten
Demokratiſche Frauen als Sachverſtändige. Die Reichs

förſchungs geſellſchaft für Wirtſchaftlichkeit im Bau und
Wohnungsweſen hat eine Anzahl Mitglieder von Haus
frauenvereinen berufen; u. g. auch die demokratiſchen
Frauen: Ella Ehni, Stuttgart (Vorſitzende des Verbandes
württembergiſcher Hausfrauenvereine); Frau Huber, Char
lottenburg (im Vorſtand des Charloktenbürger Hausfrauen-
vereins), Frau Stadtkrat Luiſe Kieſſelbach, München
(bekannt durch ihre Mitarbeit im 5. Wohlfahrtsausſchuß)
und Frau Emmy Kromer, Ziegelhauſen-Neckar, Mit

werbeordnung die ärztlichen Rechte und Pflichten gegenüber glied des Reichswirtſchaftsrates



Konrad Weiß 65 Jahre alt
Einer der hervorragendſten und populärſten demo

kratiſchen Führer, Stadtſchulrat Konrad Weiß in Nürn
berg, beging an dieſem Sonnabend die Feier ſeines 65
Geburtstages Weiß hat nunmehr ſchon ein Menſchen
alter hindurch an exponierter Stelle mit nie erlahmendemEifer für die liberale Weltanſchaung und die Demokratie Demokrater werbtfür die Partei

gekämpft. Beſonders als Kulturpolitiker iſt er weit über
die Grenzen ſeines Heimatlandes hinaus bekannt geworden
ſeinen ſachverſtändigen Rat hat ſich die Deutſche Demo
kratiſche Partei namentlich bei ihrer Stellung zu den
Schulartikeln der Verfaſſung und zu den verſchiedenen
Schulgeſetzentwürfen zunutze gemacht.

I Wabürelspa

Ueberzeugungstreue und dazu mit jugendlichem Tempera
ment tritt Konrad Weiß auch heute noch in Wort und
Schrift für ſeine Jdeale ein. Es iſt ein fühlbarer Verluſt,
daß er der deutſchen Volksvertretung ſeit 1924 nicht
mehr angehört.

um Vihm damit ein Amt übertragen das er mit Umſicht und
mit tiefem Verſtändnis für alle grundſätzlichen und tak

Die bayeriſchen Demokraten haben ihn
e e

m S orſitzenden ihrer Landesorganiſation gewählt und

der Deutſchen Demo

kratiſchen Partei hat dem Jubilar folgendes Glück W
kelegramm übermittelt: Der Parteivorſtand der Den
Demokratiſchen Partei ſendet zum 65. Geburtstag her
Glückwünſche Gerade ſind 35 Jahre vergangen ſeit
zum erſten Male in den Deutſchen Reichstag eintr
Jn all dieſen Jahren ſind Sie auf dem Gebiete der Kul
politik Führer und Mahner geweſen. y
Jahren von Revolution und Reaktion haben Sie als
o
an hervorragender Stelle Vorbildliches geleiſtet. Wie dn

Ihnen heute und hoffen, daß Sie uns mit Rat und d hen
auch weiter ſtets zur Verfügung ſtehen werden ſo
Weſer, Erkelenz, Fiſcher.“ l

ſt

Jn den ſch
i

rdneter und demokratiſcher Landesvorſitzender in

Plan an 50nnag, len d. März ſ920, vorm an hr m, Mein

Halle. Frau Dr. Agnes Goſche iſt ge
ſtorben Die Trauerkunde geht uns ſoeben zu und
erfüllt gewiß alle, die der hervorragenden Frau
nahetreten konnten, mit aufrichtigem Schmerz.
Uns war ſie eine liebe, treue Parteifreundin, mit
der wir uns im Ringen um geiſtige und politiſche
Jdeale eng verbunden fühlen durften. Wir wer
den dem Andenken an die Verſtorbene ſtets einen
Ehrenplatz im Jnnern bewahren

Tintenſiſchtaktik
Halle. Wenn dieſer Meeresbewohner ſich vor ſeinen

Verfolgern retten will, dann krübt er bekanntlich durch
Ausſpritzen eines dunklen Saftes das Waſſer, um nicht
mehr erkannt zu werden und auf dieſe Weiſe entwiſchen
zu können. Jn einer gleichen Lage befinden ſich ſeit ge
raumer Zeit die Deutſchnationalen Das Jahr ihres
verantwortlichen Mitregierens hat die Hohlheit ihrer poli
tiſchen Phraſen ſchonungslos enthüllt, und, es mehren ſich

täglich die Verfolger aus ihren eigenen Reihen die ihnen
wegen gebrochener Wahlverſprechungen (ſiche Rentner und
Sparer) und wegen der doppelzüngigen Poli ik, von ihren
Miniſtern die republikaniſche Stagatsform b.eiden, im Lande

aber die verfloſſenen Monarchen anhimmeln zu laſſen,
ans Leder wollen.

Jn dieſer Lage greifen die Deutſchnationalen zur
Tintenfiſchtaktik. Und ein lebendiger Reichstagsabgeord
heter, Geheimrat Dr. Qaatz benutzt die Tinte, um in
Nr. 58 a der „Halliſchen Zeitung nachzuweiſen, daß der
Vorwurf, die Deutſchnationalen ſeien keine Verfaſſungs
paxtei, unberechtigt iſt. Denn, ſo exempliſiziert Herr Auaatz,
Ver faſſungsparteien gibt es bei uns über
haupt nicht. Die Sozialdemokratie iſt keine Verfa ſungs
partei, weil ſie wirtſchaftspolitiſch den Klaſſenkampf pro
pagiert. Die Deutſche Volkspartei iſt es nicht, weil ſie ge
nau ſo monarchiſch wie die Deutſchnationalen eingeſtellt
iſt. Desgleichen die Bayeriſche Volkspartei Und die Demo
kraten ſind es ſeiner Anſicht nach erſt recht nicht, weil ſie
den Deutſchen Einheitsſtagat“ erſtreben Ergo ſeien
alle Parteien darin einig, daß die Weimarer Verfaſſung

beſeitigt werden müſſe.Herr Geh. Reg.Rat Dr. Hugatz hat nach dem Reichs
tagsAlmanach in Jena und Berlin Rechts und Staats
wiſſenſchaft ſtudiert. Er iſt weiter Vortragender Rat und
dann eine Zeitlang Syndikus der Handelskammer in Eſſen
geweſen. Mitglied des Reichstags iſt Er ſeit 1920. Man iſt
alſo wohl befugt anzunehmen, daß Herr Ouaatz die grun d
legenden Unterſchiede zwiſchen Verfaſſungs-
parteien, die ihre Miniſter zwar ſich eidlich für die
Aufrechterhaltung und den Schutz der Republik verpflichten
laſſen, ſelbſt aber mit allen Mitteln die republikaniſche
Stagatsform beſeitigen wollen, und denjenigen Ver
faſſungsparteien, die den erſten Satz der deutſchen
Reichsverfaſſung: „Das Deutſche Reich iſt eine Re
publik“ nicht nur als Lippen, vielmehr als inneres
Treubekenntnis empfinden und vertreten, geläufig ſein
müßte. Herr Quaatz ſteht zudem im 52. Lebensjahre,
dürfte alſo auch über die nötige Altersreiſe verfügen, die
ihn erkennen lehrt, daß das Streben der Deutſchen
Demokraten nach Deutſchlands Einheit nur
auf dem Boden der Deutſchen Republik, nie
mals aber auf einem von fürſtlichen Sondergruppen und
Grüppchen regierten Deutſchland Wirklichkeit werden kann.

Die Einſicht für alles das müßte man eigentlich bei
Herrn Quaatz vorausſetzen. Aber dieſe Annahme iſt falſch
Herr Quaatz verfährt ſogar umgekehrt Er ſchreibt in
der „Halleſchen Zeitung wörtlich: Deutſchnationale und
Deutſche Volkspartei haben trotz ihrer innerlich gablehnen
den Stellung zur Verfaſſungsſform (alſo zur Deutſchen
Republik) die größten Verdienſte um die Feſtigung des
deutſchen Staates.“ Gegen dieſe Art Logik anzükämpfen,
muß man ſich aus begreiflichen Gründen verſagen. Aber
nützen wird auch dieſer Verſuch einer Trübung des Seh
vermögens der Verfolger weder Herrn Ougatz noch den
Deu ſchnationalen etwas. Und die Leſer der „Halleſchen
Zeitung denen Herr Qugatz das vorſetzt, müßten ja,

veranſtalten am Donnerstag dem 22. März,
8 Uhr, in beiden Sälen des NeumarktSchützenhguſes
eine gemeinſame Kundgebung zur Ehrung

und zur Auswertung der Werbegaufgabe für die Partei da

abends

Friedrich Naumanns

die Veranſtaltung innerhalb der für den 18. bis 25. März
vorgeſehenen allgemeinen Werbewoche fällt.

Als Rednerin des Abends iſt
Frau Heuß-Knapp-Verlin

gewonnen.Wir machen alle Parteifreunde in Halle und der nähe
ren Umgebung auf dieſe bedeutſame Kundgebung aufmerk
ſam und bilten alle Männer und Frauen unſerer Partei
um recht zahlreiche Beteiligung. Um die mit dieſer feier
lichen Veranſtaltung verbundene Werbeaufgabe zu erfül ſen
bitten wir guch dringend darum, Freunde und Bekannte
zum Beſuch unſerer Kundgebung zu veranlaſ en.

Eintrittskarten ſind in der Parteigeſchäftsſtelle, Gr.
Brauhausſtr. 30, und abends an der Kaſſe erhältlich.

Wahlkreisparteitag in Halle.
Sonntag, den 18. März, vormittags 11 Uhr, findet

in Halle im Reſtaurant Nicolaus (Nicolagiſtraße 9210)
unſer 7. ordentlicher Wahlkreispart tag mit nachſtehender

Tagesordnung ſtatt.Aufmarſch und Richtung der Partei im Wahl
kampf. Miniſter Dr. Schreiber.) 2. Aufſtellung der Kan
didalenliſten. (Ausſprache und Beſchlußſaſſung.) 3 Mit
teilungen des Schatzmeiſters. 4. Wahlorgani ation. (An

ſchriften, Flugblätter uſw.)
Als ſtimmberechtigte Vertreter ſtellt jede Kreisorga

niſation zwei Delegierte. Auſerdem entfällt auf jede an
geſchloſſene Ortsgruppe für je 50 Mitglieder ein Ver
kreter. Sie ſtellt aber mindeſtens einen Vertreter

Außer den gewählten ſtimmberechtigten Vertretern
und Vertreterinnen können als Gäſte alle eingeſchriebenen
Parteifreunde und Parteifreudinnen aus dem ganzen Re
gierungsbezirk an den Verhandlungen teilnehmen. Wir
bitten ſogar die Vorſtände der Kreisvereine und Orts
grupzen, in dieſer Hinſicht um einen recht zahlreichen
Beſuch des Parteitages bemüht zu ſein. Der Vorſtand.

Eilenburg. Die Ortsgruppe bereitet eine Verſammlung
mit Miniſter Dr. Schreiber vor. Auch die Hauptber
trauensfrau, Frau Wolff-Halle, wird in dieſer Ver
ſammlung ſprechen.

Volkspartei und Rentner.
Eisleben. Die D. V. P. hat kürzlich ihre Reichstags

abgeordnete Frau Mat in einer mit dem Thema „Renter
Not und Rentner-Ver orgungsge etz“ einberuſe. en Verſamm-
lung ſprechen laſſen. Nach Zeitungsberichten hat hierbei
Frau Matz u. a. erklärt, die D. V. P. habe leider bisher
für die Redner nichts tun können, weil der Parkei durch
die Regie rungs- Koalition die Hände gebunden geweſen
ſeien. Da nun aber die Koalition aufgeſlogen ſei und die
D. V. P. wieder freie Hand habe, ſei ſie ganzen Herzens

bereit, im „nächſten“ Reichstag mit voller Wucht für

die Renkner einzutretenDazu iſt zu ſagen, daß gerade die D. V. P.
die Koalition mit einer Rechts regierung
zwangs weiſe herbeigeführt hat und ſich von
vornherein über die ſo geſchaffene Lage klar ſein mußte
Außer en ſteht auch gktenmäßig feſt, daß die D. V P auch
in den Aus ſchußberakungen jeden von den Demo
kraten geſtellten Aufbeſſerungsvorſchlasg
mit abgelehnt hat. Wollte ſie das nicht, ſo brauchte
ſie ja ja nur die Anträge annehmen. Sie iſt doch beim
Reichsſchulgeſetz andere Wege wie Deutſchnationale und
Zentrum gewandelt. Warum nicht auch bei dem von
den Demokraten wiederholt beantragten Rentner-
verſorgungsgeſetz?Bei Lichte ueſehen klingt aus den Worten der Frau
Matz das alte Lied: Vor den Wahlen Verſprechungen
Nach den Wahlen kümmert man ſich aber um die Not
der Rentner nicht. mehr. Daß dieſe aber noch einmal auf
volksparteiliche Verſprechungen hereinfallen und volkspar
leiliche Kanoidaten wählen werden, iſt nicht anzunehmen.

wie man in Volksmunde ſagt, Tinte getrunken haben,
um an dieſe Argumentation zu glauben.

Halle. Die DeutſchDemokratiſche Frauengruppe und
der Verein der Deutſchen Demokratiſchen Partei in Halle

Eisleben. Das Spiel mit dem Feuer. Daß
auch Mitteldeutſchland von der Hetze des Landbundes in
den Kreiſen der Bauern nicht verſchont bleiben würde,
konnte man von vornherein vorausſetzen. So hat kürz

ſuchte Verſammlung des Landbundes ſtattgefunden
ſelbſhers

Herr von Wedel Piesdorf leitee, und in der Rechte en konn

Abgeordneter Hemeter angeblich über die Gründe i der
die Not derr Landwirtſchaft geſprochen hat. Wie die Sha
Hemeter geſprochen haben muß, geht aus nachſolget a wirt

Entſchließung hervor e 5„Die Verſammelten lehnen jede w ertere Zahlung an die öffentliche Hand n n
ſo weit der Ertrag ihrer Betriebe eine Zahlung e
mehr zuläßt. Die Verſammelten werden in dieſer gt
ſicht mit allen legalen, insbeſondere auch parlament landſchen Mitteln vorgehen Sie ſind nicht gewillt, Zwa n

maßhnahmen weiterhin zu ertragen.“In die er Entſchließung wird von legalen Mi e
geſprochen, aber auch Herr vo nWedel, Piesdorf, und drt e
Henleter ſind ſich wohl darüber klar daß die angedt n
Einſtellung von Steuerzahlungen uſw. nicht zu
legalen Mitteln gezählt werden können. Es iſt
wie übe all. Man peitſcht die Leidenſchaften auf und t
wenn ſie über den legalen Weg hinausbranden, w
lich ſeitens der aufpeitſchenden Führer ſeine Hände in
ſchuld waſchen. Es ill ein geſfährliches Spiel, das

Herren treiben

bereiten

rägen hi

all die
le ſo ha

ſelle wiedet

el Zugeſtät

ite noch

hüngen z
Nee das al

Zeitz Ebert Feier der Ortsgrupſpe g. lnd ni
Am Mittwoch dem 29. Februar, veranſtalteten die J Di
demokraten Zeitz eine EbertFeier, zu der Freund Be

Leipzig die Gedächtnisrede hielt. Eingeleitet wurd e
die Feier durch Muſtt und Rezttation, die en

rakter einer Totenehrung angepaßt waren. Auf ſchl.rot goldenem Fahnentuch grüßte ernſt das umflorte ftüngen
Eberts Freund Herz ſchilderte in ſchlichten Worten nis
Menſchen Ebert und ſein Verdienſt um die deut che Rep kbendig
Mit dem Liede vom guten Kameraden klang die Reden hat t
Die erſte öffentliche Veranſtaltung liegt hinter uns ftüng
Stück Weges ſind wir vorwärts Schwer iſt unſere A kin bis
doch wir ſehen friſch den Pflug an, denn es gilt mit ju ken kann

Kräften harte n Boden zu pflügen. Wir begrüße ben r
rührige Arbeit unſerer jungen Freunde in Zeih und ſteht
mit ihnen: „Vorwaärts!“ (Die Schriftl. hen iſt

Eht dal
Bitterfeld. Am Monag, dem 19. März, n b

die Deutſch Demokratiſche Partei als Auftakt zur n gebr
woche eine große öffentliche Kundgebung Redner iſt denen

feſſor Dr. Goetz Leipzig. ſich könMahlen

Se itzſch. Für die Werbewoche iſt eine öfſen d ware!
Kundgebung in Vorbereilung. Redner: Der Vorſitzent hat daß
Wahl reisverbandes Renker Halle. n De

h deutſ
Hier abtrennen! h zunä

e udas Poſtamt (Zeitungsſtelle) din s
(Unfrankiert in den Briefkaſten zu werfen Utduf e

Ich beſtelle hiermit
Exemplare

Politiſcher Wegweiſe
für den

Monat April
und bitte den Bezugspreis von 75 Goldpfennig zuzüglich
pſennig Zuſtellungs Gebühr durch den Briefträger
erheben zu laſſen.

Wohnort n
Straße: h W

Verantwortlich Johannes Dornblüth, Hal h zu

lich in Eisleben eine nach Preſſeberichten ſehr ſtark be

Druck Buchdruceret Weniger Co. G. m. b. n den
Poſtſtraße 9. h
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